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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung des Angebots an Ausbildungsplätzen 
in der Berufsbildung (Ausbildungsplatzförderungsgesetz) 

- Drucksachen 7/5236, 7/5490, 7/5509 — 

und zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung steuerrechtlicher und anderer Fragen 
der Ausbildungsplatzförderung 

- Drucksachen 7/5237, 7/5490, 7/5509 - 

und zu dem von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes sowie zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 

- Drucksachen 7/5261, 7/5490, 7/5509 - 

und zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

- Drucksachen 7/5280, 7/5490, 7/5509 - 


Bericht der Abgeordneten Dr. Althammer und Westphal 


Die Gesetzentwürfe in den Drucksachen 7/5236 und 
7/5237 sind nach Auffassung der Mehrheit im Haus- 
haltsausschuß mit der Haushaltslage vereinbar. Da- 
gegen vertrat die Gruppe der CDU/CSU die Auffas- 
sung, Deckung für die nachstehend aufgeführten 
Haushaltsausgaben könne im Haushalt nicht gefun- 
den werden, weil die Kostenschätzung zu niedrig 
angesetzt sei. 

Die Gesetzentwürfe übernehmen im wesentlichen 
aus dem am 9. April 1976 verabschiedeten Entwurf 
des Berufsbildungsgesetzes (Hinweis auf Druck- 
sachen 7/3714, 7/3732, 7/4949 und 7/4961) die Vor- 
schriften über die Finanzierung der Berufsausbil- 
dung, die Planung und Statistik und das Bundes- 
institut für Berufsbildung. Sie zielen ab auf die 


Sicherung einer ausreichenden Zahl geeigneter Aus- 
bildungsplätze, insbesondere mit Hilfe einer sub- 
sidiären Finanzierung der Berufsausbildung auf die 
Bereitstellung aktueller Daten über die Entwicklung 
des Ausbildungsstellenmarktes als Voraussetzung 
für die Entscheidungen im Bereich der Berufsbil- 
dungspolitik, insbesondere der Finanzierung der 
Berufsausbildung, auf die Einführung einer amt- 
lichen Berufsbildungsstatistik und auf die Schaffung 
besserer organisatorischer Voraussetzungen für die 
Erarbeitung und Abstimmung der Berufsbildungs- 
inhalte, insbesondere der Ausbildungsordnungen 
und Weiterbildungsordnungen des Bundes sowie 
der Rahmenlehrpläne und vergleichbaren Regelun- 
gen der Länder für die berufliche Bildung. 
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Nach § 3 des Gesetzentwurfs in der Drucksache 
7/5236 soll unter bestimmten Voraussetzungen eine 
Berufsausbildungsabgabe erhoben werden. Im Falle 
der Erhebung der Abgabe mit dem höchsten mög- 
lichen Betrag von 0,25 v. H. der Berne ssungsgrund- 
lage werden die jährlichen Einnahmen aus dieser 
Abgabe auf 750 Millionen DM geschätzt. Davon 
müßten der Bund, die Länder und Gemeinden als 
Arbeitgeber geschätzt den Bruttobetrag von 122 Mil- 
lionen DM aufbringen, denen aber Entlastungen 
entsprechend den aufgrund der Verordnung ge- 
förderten Ausbildungsleistungen für bereits vor- 
handene Ausbildungsplätze und für neu zu schaffen- 
de Ausbildungsplätze als Rückflüsse gegenüber- 
stehen. Ob sich für den Bund als Arbeitgeber da- 
durch ein Positiv- oder Negativsaldo, der im Haus- 
halt berücksichtigt werden muß, ergibt, hängt von 
den inhaltlichen Bestimmungen der Verordnung und 
der Ausbildungsleistung des Bundes ab. Eine ent- 
sprechende Be- oder Entlastung des Bundeshaushalts 
könnte erstmalig 1977 auftreten. 

Außerdem hat der Gesetzentwurf in der Drucksache 
7/5236 neben bisher schon nach geltendem Recht an- 
gefallenen Posten der zuständigen Institutionen 
(Bundesressorts, Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung, Bundesausschuß für Berufsbildung) Mehr- 
kosten zur Folge, die den Bundeshaushalt belasten 
werden. Zur Durchführung von Aufgaben der Be- 
rufsbildung soll ein bundesunmittelbares rechts- 
fähiges Bundesinstitut für Berufsbildung errichtet 
werden. An kostenwirksamen Aufgaben sind ferner 
zu nennen: 

Vorbereitung und Vorlage des Berufsbildungsbe- 
richts durch den zuständigen Bundesminister unter 
Mitwirkung des Bundesinstituts für Berufsbildung 
bei der Vorbereitung (Hinweis auf § 5 Abs. 3, § 14 
Abs. 2 Nr. 1 b des Gesetzentwurfs), 

Durchführung einer Bundesstatistik der Berufsbil- 
dung durch das Statistische Bundesamt unter Mit- 
wirkung des Bundesinstituts für Berufsbildung und 
der Bundesanstalt für Arbeit (Hinweis auf § 6 Abs. 2 
und Abs. 3 a. a. O.), 

die Durchführung der Berufsausbildungsfinanzierung 
durch das Bundesinstitut für Berufsbildung [Einzug 
der Berufsausbildungsabgabe von den Einzugsstel- 
len und Abgabepflichtigen in Sonderfällen (Hinweis 
auf § 3 Abs. 7 a. a. O.), Entscheidung über die Ge- 
währung finanzieller Hilfen und die Verwaltung der 
Berufsbildungsabgabe (Hinweis auf § 4 a. a. O.)]. 

Soweit möglich, wird die dafür erforderliche Perso- 
nalkapazität durch Umsetzung von Personal und 
entsprechender Aufgabenstellung geschaffen wer- 
den, ohne daß zusätzliche Stellen beim zuständigen 


Bundesminister eingerichtet werden müssen. Dage- 
gen wird für die Erfüllung der statistischen und pla- 
nerischen Aufgaben zusätzliches Personal erfor- 
derlich werden. Der Personalbedarf wird insgesamt 
auf 120 Arbeitskräfte geschätzt. Das Personal wird 
aber weitgehend erst 1977 zur Verfügung stehen 
müssen. 

Für die Aufgaben in der Berufsausbildungsfinanzie- 
rung, die davon abhängig sind, ob die Bedingungen 
erfüllt werden, die für den Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung über die Durchführung von Förderungs- 
maßnahmen nach § 2 des Gesetzentwurfs in der 
Drucksache 7/5236 maßgebend sind, werden zusätz- 
liche Kosten, insbesondere ein Personalmehrbedarf 
von weiteren 40 Arbeitskräften entstehen. 

Die dem Bundeshaushalt bei der Durchführung der 
Berufsausbildungsfinanzierung entstehenden Mehr- 
kosten werden somit auf insgesamt 6 bis 8 Millionen 
DM jährlich geschätzt. 

Die nach dem Gesetzentwurf in der Drucksache 
7/5237 entstehenden geringfügigen Steuerausfälle 
gleichen sich aus. 

Die Gesetzentwürfe haben für die Länderhaushalte 
wesentliche Mehrkosten nicht zur Folge, Die Höhe 
der Kosten hängt im wesentlichen davon ab, welches 
Einzugsverfahren die Länder wählen und ob sie von 
der durch § 2 des Gesetzentwurfs in der Drucksache 
2/5237 gegebenen Möglichkeit Gebrauch machen, 
die Berufsgenossenschaften mit dem Einzug zu be- 
auftragen. 

Der Gesetzentwurf soll zum 1. September 1976 in 
Kraft treten. Für das Haushaltsjahr 1976 werden 
aber Verwaltungskosten aus diesen Gesetzentwür- 
fen noch nicht anfallen. Für die Jahre der zur Zeit 
geltenden Finanzplanung sind für den Bundeshaus- 
halt an Mehrkosten eingeplant 

1977 8 000 000 DM 

1978 8 000 000 DM 

1979 8 000 000 DM. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft vorge- 

schlagenen Fassung der Gesetzentwürfe. Gleich- 
zeitig wurde beantragt, den von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Berufsbildungsgesetzes sowie zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes in der 
Drucksache 7/5261 abzulehnen und den vom Bun- 
desrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes (Rückla- 
genbildung für Berufsausbildungsverhältnisse) in 
der Drucksache 7/5280 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 30. Juni 1976 


Der Haushaltsausschuß 

Dr. von Bülow Dr. Althammer 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


Westphal 
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